
§ 47a VersAusglG — Erstattung nach interner Teilung von Anrechten aus
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis
Versorgungsausgleichsgesetz
Stand: 10.01.2020 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Ist ein Anrecht aus einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis intern geteilt worden und
wechselt die ausgleichspflichtige Person danach den Dienstherrn oder scheidet aus dem Dienst- oder
Amtsverhältnis aus, ohne dass ein Anrecht bei dem bisherigen Versorgungsträger für sie fortbesteht, so
hat der bisherige Versorgungsträger einen Anspruch auf Erstattung der Zahlungen, die er nach dem
Dienstherrenwechsel oder Ausscheiden aus dem Dienst- oder Amtsverhältnis an die
ausgleichsberechtigte Person geleistet hat.

(2) Der Erstattungsanspruch richtet sich bei einem Dienstherrenwechsel gegen den nunmehr
zuständigen Träger der Versorgungslast und bei einer Nachversicherung in der gesetzlichen
Rentenversicherung gegen den zuständigen Träger der gesetzlichen Rentenversicherung. § 2 der
Versorgungsausgleichs-Erstattungsverordnung gilt entsprechend.

Zitiervorschlag: § 47a VersAusglG
Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bundesgesetzblatt
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/VersAusglG/47a

nu:legal § 47a VersAusglG

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: recht.bund.de
Seite 1 von 1Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026


